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Die Kriegserklärungen
der Westmächte und der Kelloggpakt

Carl Bilfinger, Heidelberg

Die Versuche der Westmächte zur völkerrechtlichen Be-e

gründung des Angriffs auf Deutschland.

Die Noten der französischen Regierung vom&apos;5.&quot;September, -der

englischen vom g. September 1939 an den Generalsekretär des Völker-

bundes über die Kriegserklärungen Frankreichs und des Vereinigten
Königreichs an Deutschlandj, ebenso das Rundschreiben des französi-
schen Außenministers Bonnet an die in Paris beglaubigten Missionschefs

&apos;vom 3. September 1939), zeigen das Bemühen, Deutschland mit der

Schuld am Kriege zu belasten und den Angriff der Westmächte gegen
Deutschland als eine völkerrechtlich legale Maßnahme hinzustellen. Zu

diesem Zweck werden Rechtstitel geltend gemacht. Es wird erstens

hingewiesen auf die Verpflichtungen aus den Beistandsverträgen der

Westmächte mit Polen und. zweitens auf den Kelloggpakt.
In dem Bewußtsein, daß der Völkerbundspakt durch den Angriff

gegen Deutschland unter Ausschaltung des Völkerbunds verletzt worden

ist, schicken die Westmächte ihren Mitteilungen an den Völkerbund

gewisse Bemerkungen voraus über das Verhältnis der Westmächte zum

Völkerbund bei dem gegenwärtigen Anlaß. Dabei beruft sich Frankreich
.auf eine innere&quot; staatsrechtliche Pflicht, nämlich auf das Gesetz vom

II- Juli 1938 &apos;über Die allgemeine Organisation der Nation für die

Kriegszeit, worin vorgeschrieben sei, daß zur selben Zeit, in der die

Maßnahmen zum Übergang aus, dem Friedenszustand in das Regime
,der Kriegszeit ergriffen sein werden, der Völkerbund mit der Sache zu

befassen (saisir) sei; hier ist bemerkenswert, daß also schon über ein

S. D.. N., jöurn. Off SePt.-Oct. 1939, S. 387 ff-; vgl. unten S. 251, 248.
Sielle franz.. Gelbbuch (Documents diplomatiques 1938-1939), Paris 1939,

S. 345 (Nr- 368), abgedruckt unten S. 250f.
Z. ausl. öff. Recht u. Völkerr. Bd. X. 1
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2 Bilfinger

Jahr vor der Kriegserklärung an Deutschland ein französisches Landes-
gesetz davon ausging, der Völkerbund sei in dem gegebenen Falle vor das

fait accompli des von Frankreich schon begonnenen Krieges zu stellen.

Die britische Note dagegen bezieht sich auf die Erklärung des Außen-

ministers Halifax vor dem Völkerbundsrat VOM.:23- Mai 1939 über Ver-

pflichtungen, die seine Regierung auf der Grundlage&apos;des Widerstands

gegen die Auferlegung von Lösungen durch Methoden der Gewalt für

gewisse genau definierte friedliche Zwecke habe auf sich nehmen müssen 3),
Gemeint ist mit diesen Verpflichtungen die Erklärung Chamberlains, vom
31. März 1939 im Unterhaus, die britische Regierung fühle sich` ver-

pflichtet, der polnischen Regierung alle in ihrer Macht stehende Hilfe

sofort zu gewähren im Fall einer Aktion, die in klarer Weise die polnische
Unabhängigkeit bedroht, und die von der polnischen Regierung daher für&apos;

so lebenswichtig angesehen wird, daß sie mit ihre&apos;n nationalen Streit-

-

kräften Widerstand leistet4). Hinsichtlich der Frage der Vereinbarkeit
solcher Maßnahmen mit den Pflichten Englands gegen den Völkerbund -

begnügt sich die Erklärung. Halifax&apos; vOn&apos; 223. Mal mit der Andeutung:
Les mesures sp6ciales qui ont 6t6 prises par l Gouvernement de Sa

Majest6 Wont pas emprunt6 l&apos;interm6diaire de la Soci6t6 des Nations.

Etant donn6&apos; les circonstances, cela eÜt 6t6 impossible. Die hier ge-
meinten Maßnahmen sollen also Widerstand vorbereiten gegen die Auf-

erlegung von, Lösungen durch Gewalt; diese Vorbereitung geschieht
durch Beistandsverträge, deren friedlicher Charakter in der Weise eines

qui sexcuse s&apos;accUse ausdrücklich betont wird: Anspielungen auf das

Prinzip der Stimsondoktrin5) und ferner auf Art. 21 des Völkerbunds-

pakts überVerträge, die, weil sie die Erhaltung des Friedens sicherstellen,
mit der Satzung des Völkerbunds nicht als unvereinbar gelten sollen.

In diesen verlegenen Versuchen, sich vor dem Forum des Völker-
bunds einigermaßen zu rechtfertigen, zeigen die Einleitungen der beiden

Noten - vom September die Ratlosigkeit der Westmächte, eine stich-

haltige Entschuldigung dafUr zu finden, daß sie unter Verletzung,ihrer
Pflichten gegenüber dem Völkerbund die im Völkerbundspakt voraus

gesetzte und geforderte 6) Anrufun der Vermittlung des Völkerbu.nds vo r

3) Die an dieser Stelle der britischen Note vom 9, September gemeinte Rede von

Halifax siehe in S. D. N., Journ. Off. Mai-Juin,l S. 2,64 f- -

4) Wortlaut siehe in dem deutschen Weißbuch 1939 Nr. 9, (Dokumente zur Vor-

geschichte des Krieges), S. 268f. (Nr. und unten S. 372 Anm. 7.

,5) Darüber vgl. unten S. 16ff.

6) Vgl. Art. 12, 13, 15-17 der Völkerbundssatzung und dazu,etwa Schücking-
Wehberg, Die Satzung des Völkerbunds, i. Aufl. 1921, 8- 397- Richtig auch die Deutsche

Regierung ,am 13. Februar 1930 zur Frage der Anpassu:4 der Volkerbundssatzung an

den Kelloggpakt:. Auch nach der Völkerbundssatzung wird für den Fall, daß ein Staat

selbst angegriffen wird, dem Angegriffenen das Recht zuerkannt werden müssen, jederzeit
zur Verteidigung seiner Grenzen die Waffen zu ergreifen Eine isolierte militärische
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3n der Westmäachte und KelloggpaktKriegserklärunge

I II

I

I

- der KrieIgserklärung an Deutschland unterlassen-haben Es i&apos;st das Ein

egeständnis-, daß der Völkerbühd hier von denjenigün seiner Mitglieder.
die- -für&apos;seine Grundung verantwortlich--sind,-unterV seines

I

Statuts übergangen wurde. Hierin.1 vom;.Standpunkt des Völker-

bundsrechts aus&apos;,,gesehen das: Bekenntnis der,Schuld der Westmächte

am

Weiter versuchen dieWestMächte das ausdrückliche Geständnis&apos;,
Üaß&apos;l sie Krieg: erklärt ..haben&apos;, in grotesker Übersteigerum des,

a umg,Interveritionsgedankens mittels der Beh uptung zu ihr

Kriegszustand mit Deutschland sei automatisbh,&apos;gewissArmaßen ohne.

ihr eigene§ Zutun&apos;.&apos;dadurch entstanden,- daßl nach ihrer Behauptung,
Deutschland, einen Angriff auf einen dritten Staat, &apos;nämlich Polen,

gemacht und&apos; dadurch den KellOggpakt verletzt habe. Die deutschen
Dokumente haben den: Nachweis erbracht, daß -es Polen gewesen ist, das&apos;

mit den Kampfhandlungen gegen Deutschland begonnen hat&apos;7); es kommt
hinzu, daß nunmehr der 4rühere französische Außenminister:Bonnet be7
stätigt, hat,. daß es England gewesen ist, das- die Friedensvermittlun9
Mussolinis vom 2., September, ig 9 zum Scheitern gebracht i&apos;3
den Noten der W s mächte a, den Völkerbund f hlt eine&apos;- Darlegungest n e

c-zwischenDeutschland
&apos;

&apos;d,Polenunm ldarüber, inwiefern, Kfieg un itte
I a r den -Krie&gt;gszugtand&apos;der Westmächte mit, Deutschland: bedeix-ti

kann vielmehr haben ja Fran
&apos; n&apos;d E -selber 4m j.Sekreich Ü

&quot;inallerFormdenKriegan;Deutsühlanderkl-ärt,-,es-wardieskeindeklal&apos;,-a&apos;,
törischer, sondern ein konstitutiver Staatsakt&quot; durch den England und

I
I

Frankreich das, völkerrechtliche Rechtsverhältnis, des Kriegeso) .&apos;mit

Die WeDeutschland be ündet haben. stmächte haben im, Gefühl der,gr
Standpunkte

I n&apos;,hl,
*

ihre.Schwäche, ihres rechtlichen s es sowo in
- Rund-

ihren Notenschreiben,an die Vertreter der fremden Regierungen &apos;wie in

r rgeh -gegen&quot; Deutschland&apos;*an.-den Völkerbund vermieden, ih VO en als

&apos;den,.Text des--haben sie,Krieg zu bezeichnen,,ii), vielmehr

4 S.3Aktion eines Staates ist, wenn man von dem besonders gelagerten Fall&apos;des Art.&apos; - Ab

1. z des Locarno-Rheinpaktes nach der Völkerbundssatzüngl -bei einem,- Angriff, der ;,

sich nen anderen Staat richtet, unzulässig&lt;,. (Zitiert nach von. Gr tsdhaniUöw,gegen,e

P61.itische&quot;Verträge II Berlin 1936, S. 27-)
I

I I

,j
Siehe etwa die Rede des Führers vom i..september 1939 (deutsches Weißbuch

; 1939 Nr. 2, S
- 3 13 unten) und Einzelheiten über. Kampfhandlungen regulärer polnischer

Truppen am 30. und 31.,August, 1939 ebendort S- 307- insbesondere Se 310-

1

8) Siehe
1

die in der Frankfurter Zeitung (Reichsausgabe) VOM 10. Juli lf940 wieder,

-eeebene Meldung&quot;,der Agentur H-avas.

9) Vgl. etwa v. Liszt, Völkerrecht, ii. Aufl. ig?.o, S. 283 mit 156; dazu 111. gaager
-Abkommpn von:i907, Art. i

68); unten S. 25o f.Vgl. franz8 isches Gelbbuch S- 345 3

ndI iegsschuldjVgl. dazu v. Freytagh-Loringhoven, Kriegsausbruch u r

I I

F-ssen,!940, S. iog; dort auch über die einzelnen Vorgänge bei den Kiiegserklärungen.
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Bilfinger

Art. 2 des III.&apos;.Haager Abkommens,.der Zweiten Friedenskonferenz (Der
Krie

-

u t d ist de ne fralen Mächtenunverzüglich anzuzeigen(o dazugsz s an n. u

benützt, um zu formulieren, es bestehe infolge des Angriffs bzw. der

-Fortda des Angriffs,lp gegen Polen der Kriegszustand
zwischen Frankreich bzw. dem Vereinigten, Königreich-und Deutschland;
in dieser Formulierung kommt zugleich zum Ausdruck, daß es sich bei

dem britisch7fian7,ös Vorgehen um eine Intervention, handeln soll&apos;.
Wenden wir, uns, zu den beiden:Rechtsti,teln zurück, durch die -der

Angkiff auf Deutschland, als positiv gerechtfertigt, als ,gerechter Krieg
qualifiziert werden soll.

Zunächst kommen -in Betracht die Verpflichtungen aus den Bei-

standsverträgeh mit, Polen. Frankreich beruft sich, für,seine Ver

pflichtung zum Beistand für Polen auf die von,ihm mit Polen&apos;geschlos-
-sene.n Verträge&quot; die der Reichsreffierung, bekannt und, beim Sekretariat
des Völkerbundes eingetragen seien. Eng 1 an d macht seine Verpflichtung
aus dem bekanntlich, ad- hoc, zur Entfesselung des gegenwärtigen Krieges
mit Polen am 25.August:1939 geschlossenen Beistandsvettrag-)-,geltend &apos;

und zwar folgendermaßen.: Der An `ffsakt Deutschlands habe die Er-gri

füllur der Verpflichtungen.,ausgelöst.&apos;(declench6)&quot; welche die,britische

Re &apos;

u genüber,Polen übernommen habe; es folgt.hierauf der,Hin-gler ng ge
weis auf die. oben erwähnte Beistandserklarung vom 31- März&apos;, und auf

den Beistandsvertrag vom:2, August. -Dazu ist zu sagen, ganz,abgesehen. -

von der Tatsache,&apos;daß der Vertrag Englands.mit Polen eine Blankovoll-

macht, für Polen zur Herbeiführung eines kriegerischen Konflikts mit

Deutschland bedeutet: Ein partikulärer Beistandsver#ag kann im Sinn

de doch nur universal gedachten und- nur so
- denkbaren Theorie, vom

gerechten Krieg für. sich allein nicht als Rechtsgrulnd für einen Angriff
geltend gemacht werden, der wegen Eintritts des Bündnisfalls, unter7
nommen wird oder, mit anderen Worten.,: Ein solcher&apos;,&apos;Tertrag für,sich

allein kann als justa causa im Sinn jener Theorie nicht genuen.,
Der zweite Rechtstitel, auf den,die Westmächte die Rechtfertigung

he,:ihres Angriffs gegen Deutschland stützen wollen, zugleich die eigentlic
mit dem Blick auf die Vereinigten Staaten von Amerika konstruierte

Grundlage der Apologie der Westmächte, ist der Kelloggpakt. Die Aur

Vgl. diese Zeitschrift Bd. IX, S. 907f., Übersetzune im deutschen Weißbuch

1939 Nr. 2, S. 294 f. (Nr- 459). Die wichtigste Stelle insoweit in Art. 2 Abs. i des Britisch-

Polnischen Vertrages lautet: Die - Be§timmungen von Art. v( - Gewährung des Bei-

ätandes - sind auch dann, anwendbar, wenn irgendeine - Handlung einer europäischen
Macht - gemeint ist Deutschland, nach ausdrücklicher Bestätigung&apos;des Unterstaats-

sekretärs Butler vom 29. Oktober 1939 - die Unabhängigkeiteiner,derVertragsparteien
offensichtlich unraittelbar,oder mittelbar bedrohen und, so *geartet.-sein,sollte, daß die

betreffende Partei es für lebenswichtig hielte&quot;ihr mit ihrer bewaffneten Macht

Widerstand zu leisten (Sperrungen von mir). Im -übrigen vgl. S&apos; XI-XIII des Weiß-

buches über die Blankovollmacht der Polen im ZüsamMenhang der britischen Einkteisung.
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Kriegserkläxungen der Westm4chte und Kelloggpakt
&apos; 5

führung dieses Paktes, dessen Tenor&quot; für sich&apos;allein betrachtet, ein um-

versales Bekenntnis zur Sache des Fri6dens&apos;manifestiert, unter der Be
zeichnung Pacte - de - renonciation ä la guerre du 2-7 aoüt Ig28 wirkt

-,

zunachst im vorliegenden Zusammenhang,&apos; angesichts.des Aiigriffskriegs
der Westmächte, als Widerspruch. Diese Paradoxie kann nur dadurch
erklärt-werden, daß die Westmächte eine auf den Kelloggpakt gestützte
BerechtigungJ3) zur Intervention in einem in
dem Streit zwischen Polen und Deutschland, für sich inAnsprüch nehmen
wollen. Es ist der Gedanke, derAngriff &apos;der Westmächte sei kein KriegIii
Idem Sinn des im Kelloggpakt geächteten Kriegs, sondern ein von,dieserii
universalen Pakt erlaubter, ein legitimer, ein. gerechter Krieg; wohl aber
führe Deutschland gegen Polen einen vom Kelloggpakt verbotenen, rechts-

widrigen, ungerechten Krieg. I

I I

Es.mag sein, daß die Berufung der -Westmächte auf- den Kelloggpäkt
noch mehr als durch irgendwelche allgemeine &apos; Erwägungen propaggndisti&quot;
scherTaktik durch konkrete, Rücksichten und Absichten im Hinblickauf
die Vereinigten Staaten, vonAmerika bestimmt war, unter deren Flagge.
der Kelloggpakt seinerzeit in der Welt Aufnahme gefunden hat. Fär -die
völkerrechtliche Wertung aber ist die Feststellung entscheideiiddaß die
Westmächte den Versuch ihrer Rechtfertigung offenbar&apos;auf ein aus

- dem-

e r,Kelloggpakt hergeleitetels allgemeines R cht zur Inte* vention
gegen -d,en angeblichen Friedensbrecher stützen, konkret gegen Deutsch&quot;,

land,- das

einen Akt des Angriffs gegenPolen,begangen habe, unter Hintan
s ; ungetz der VerpfliChtungen, welche Ai&amp; deutsche Regierung gegenüber
Polen dahin übernommen habe, die Fragen, di e Streit zwischen,e zu ein m

Deutschland, und Polen führen könnten, zu lösen, ohne zur. Gewalt zu

schreiten und unter Hintansetzung der Verpflichtungen, welche die
&apos;deutsche Regierung&apos;hinsichtlich Polens und der ahderen&apos;Signatar

I
- Kriegsverzichtpaktes vom 27. August 1928 übernommen habe.

De erz Imern ei ,sor, Kelloggp t&quot;gibt seinen Ünt&apos; eic n Iches Recht&apos;zur
Intervention nicht. Für. eine&apos; derartige Annahme reicht die Stel-le&apos;in der

Präambel, &gt;wo gesagt ist,
daß Jede Signatarmacht die in., Zukunft danach strebt, ihre

nationalen Iiiteressen&apos;dadurch zu fördern, daß, sie&apos;zum Kriege schreitet,
-da-durch der Vorteile, die dieser Vertrag gewährt, verlustig erklärt
werden, solltei4)

von ferne nicht aus. Diese Stelle zieht vielmehr lediglich die)Konsequenz
auS, der unbestrittenen Auffassung, daß gegenüber, demjenigen Vertrags-

13) Wegen dieses Ausdrucks vgL Ge ffcken, Recht der Intervention, in lioltzen-

dorffs. Handbuch des Völkerrechts Bd. IV, 1889, S. .131 ff--
1 14) Wortlaut nach der amtlichen Übersetzung in den Materialien zum Xfiegs-,

ächtupgspaXt, 3. Ausgabe, Berlin 1929, S. 117-
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6 4ilfinger

partner, der einen Vertrag gebrochen hat, der andere, Teil sich, ebenfallis
nicht mehr an -den Vertrag zu halten braucht 15)..

Mit dieser Auslegung des Kellöggpakts durch die Westmächte als
eines Freibriefs für Interventionen, einer Auslegung, die weder mit seinem

Wortlaut, noch mit den amtlichen Materialien, noch mit der denig
vorherrschenden Interpretation des Paktes in Einklang zu bringen ist, -

wird ungefähr..an alle, Grundfragen des politischen Völkerrechtsgerührt
die ihren Ausgang vom Prinzip&apos;der- Staatens,ouvera;nität.&apos;nehmeii.
Zunächst, das hier behauptete Literventionsrecht-widerspricht, nicht nur

der Souveränität des Staates, gegen den interveniert-wird, sondern es&apos;
will mittelbar&quot;namlich durch die-Prätension, daß nur der Intervenient
nicht aber sein Gegner einen völkerrechtlich erlaubten Krieg führe, auch

den ; der Souveränität der Staaten.,beruhenden Grund.sati der Neu-
Die Vorstellung vom gerechtew Kri dfrälität antagten leg un vom, er-

läübten, Angriff wird. Izu einer,Rechtsdoktriii von der unerlaubten
X-eutralität ausgeweitet, nämlich unerlaubt im Fall eines Kriegs-gegen
den Siaat, der eines vom Kelloggpakt &apos;nicht &apos;erlaubten Angriffes, be-

--huldi t w* d. Ferner, zugleich mit den Problemen, die si h au der Thesese
_ g ir c s

vom gerechten. Krieg, als einer angeblichen Rechtslehre und aus deren

Antithese,deufjusaclbellumschli
des. Anggreifers(unddes Krieges überhaupt; das, Wesen der Re ressalie undp
der, ganze Fragenkomplex zur Erörterung gestellt, der mit den Sank-
tionen des Völkerbunds und dem Versuch Englands zusammenhängt,
mittels des,Art. 16 des Völkerbundspakts das bis dahin allgemein äner-

kant--it,e,Seekriegsrecht zu beseitigen. Kurz, wir sehen uns vordie,Ausein-

andersetzung mitjenem Völkerrecht gestellt, das von der briti

schen.Regierung ihrer Lossage von der Fakultativklausel des

Art- 36 Ab 2:des Statuts,des Ständigen Internationalen Gerichtshofs,
vom 7- September 1939 116), dahin umschrieben worden -ist:

Un nouveau,syst international fond6.. sur le Paete de la
des Nations eteur le Pacte de Paris&apos;7) (Kelloggpakt).
Die. in dieser Note&apos;beliebte Verknüpfung des V-öl-kerbuiidspaktes und

des Kel16ggpaktes zur Grundlage iur ein neues,&apos;den spezifischen Interessen

Englands zu dienen bestimmtes Völkerrecht zeigt, als gemeinsames
Element der beiden Pakte die Befugnis zur Intervention gegen den an-,

15) Siehe die entsprechende authentische Auslegung in&apos;.Ziff. des Rundschrelbens

der amerikanischen Pegiexung vom 23. luni ig:z8, Materialien zum Kriegsächtungspakt,
S. 72, 73 verglichen mit art. 3 des französischen Vorschlags vom 2o. April 1928, a.&apos;a. 0.

S
-,1 404 und mit der Präambel der endgültigen Fassung des Pakts.

-16) Darüber Graf-Moltke in dieser Zeitschrift Bd.-IX, S.&apos;62o.

17) S. D. N., journ. Off.. Sept.-Oct. 1939, S- 408; diese Zeitgehrift,Bd. IX, S. 725,
und dazu Bilfinger, Die universale Organisation der Friedlosigkeit durch-England,,
in:. Monatshefte für Auswärtige Politik i939, Heft12, S.. 1031.
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Kriegserklärungen der Westmächte und Kelloggpakt .7

geblichen Friedensbrecher, eine Befugnis, die für,den Völkerbund nach

Art., 17 seines Statuts und für den Kelloggpakt,- so wie ihn die West-

mächte ausgelegt wissen wollen - angesichts der Unterzeichnung von

63 Staaten,darunter sämtlichen Großmächten, als-eine, universale In-

stitution behauptet wird. Vergleicht man die Note über die Lossäge von

der FakÜltativklausel mit den beiden Mitteilungen über die Kriegs-
erklärung;--so tritt deutlich in Ersc i ng, wie .hier der.)Kelloggpaktheinu
durch Ausweitung dem Völkerbündspakt an e-paßt,:werden soll, es, soll

die Kluft zwischen den beiden Systemen, nämlich das Fehlen von Sank-

tionen.im Kelloggpakt überbrückt werden, es sollen durch-eineArt Akti-

vierung des Kelloggpaktes `die Vereinigten, Staaten zu Eidesheiferii und
schließlich zu Helfern der Westmächte in ihrem Streit mit Deutschland

gemacht werden.

Kelloggpak-t und bellpni,just&apos;t
Die Kritik hat mit Recht dem Kelloggpakt, den Charakter eines-

rechtlich verpflichtenden&apos;Instrunlentes abgesprochen, weil er das Mindest-

maß der fur eine Rechtsnormiert nicht

erreicht; daher wäre die Verpflichtung, die,Deutschland verletzt haben

soll&quot; falls es im polnisch-deutschen Streit mit den Krieg§handlungen bA-
-

gonnen hätte, keine rechtliche Verpflichtung.: Ferner, da der,Ke
nach den ihm beigefügten Vorbehalten das Selbstverteidigu4gsrecht
anerkennt,.kommt er, ähnlich, der Idee der, Sanktionen und..der Freigabe:
des Krieges nach Art. 16 und 15 Ziff. 7 des Völkerbundspaktes, auf die 1

p

alte, als Rechtslehre von der, VölkerrechtSWISsenschaft im Verlaufdes

ig.. Jahrhunderts bis.zum Ende des Weltkriegs&apos;überwi
Lehre vom gerecht Krieg biTia-us,8); hiernach ist der,Kelloggpakt,
der ja nach seiner völkerriechtlichen Form den Ans ruch&apos;einer Rechts-

normietung erhebt, völkerrechtlich nicht schlüssig. Denn die Lehre

-. gerec,hten Krieg konnte, wenn man so sagen will, als Rechtsle.hrevon
Aug-dstinus im Rahmen derchristlichen Weltstaatsidee gedacht werden,
aber sie verträgt sich nicht mit der Struktur des modernen Völkerrechts,

iehe etwa von Verdro,13, Völkerrecht &quot;937&quot; S. 198, ferner, im vorliegenden
insammenhang, von Freytagh-Loriugho-.j-en, a. a. 0. S. gff,. über rechtliche, und &apos;

sittliche Kriegsschuld, ferner Grewe in: Monatshefte für Auswärtige Politik ig
&apos;

-7,40, Jg
Heft 2, S. i o2,. Sp. :i Mitte - und S. iio2 letzter Absatz; mit den dort gemachten Aus- &apos;

führungen bin ich mit der Maßgabeeinverstanden, daß eine-Änderung der allgemeinen,
völkerrechtlichen Lage, m. E. überhaupt nicht in Betracht kommt, wohl aber eine -

- 11

Änder-ting der rechtspolitischen Lage, nämlich eben durch den von deh.,Tatsachen
1- der Geschichte widerlegten Versuch&quot;das Prinzip der Staatensouveränität&apos;mit -einer an-

geblichen Rechtslehre vom gerechten Krieg zu kombinieren. -&apos; dazu. auch Carl

Schmitt, Die Wendung zum diskriminierenden Kriegsbegriff, München 1938, S.&apos;3$f.
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das grundsätzlich. ein Nebeneinander unabhängiger Staaten voraussetzt;
es ist derselbe Gedanke, den Kant.,im Entwurf )Jum ewi en Frieden9
bei dem 6. Präliminarartikel -vermerkt: I?a..der Krieg doch nur das

traurige Notmittel im Naturzustände ist, (wo kein Gerichtshof vorhanden

ist, der rechtskräftig verurteilen könnte) ; &gt;. ewischen Staaten aber,
sich kein Bestrafungs4rieg,(bellu.m punitivum). denken-läßt, (weil zwischen
ihnen kein Verhältnis eines Oberh zueitiem
Das moderne Völker-recht kann nicht grundsätzlich und universal den
Schutz der Souveränität der, Staaten. durch Maßnahmen organisieren,:

- die mit. dieser Unabhängigkeit der Staaten- selber unvereinbar sind.,
1. Ebensowenig ist das heutige Völkerrecht imstande, den Fall, der für die

normalerweise als Friedensordnung gedächte Völkerrechtsordnung letzt-
-delich einen Ausnalimefall bedeutet, nämlich &quot;n existenziellen Konflikt

zwischen souveränen Staaten mittels universaler materieller Rechtssätze
zu lösen: Im existenziellen Kampf_ kämpft&quot; jeder der Gegner um sein

D.äseins-Grundrec-ht,: daher das jus ad bellum. Die Noten der West-
machte treten also, indem,sie sich aufden Ke,lloggpakt,berufen, in Wahr-
heit auf die außerrechtliche Ebene der Idee vom gerechten Krieg, von der
defense1 oder, wie die britische-.Note:sich ausdrückt&apos; des Wider-

stands, gegen Lösungen durch Gewalfii.
Beachtet, man nun, daß- der, Kelloggpakt, unive-rsaler,

die Ver-Pflichtung aus den Beista.ndsverträgen aber ein- partikulärer
Gesichtsl ist, so gewahrt man in der Beweisführung der Westmächte.
eine ähnliche Kombination, wie etwa-bei Geffckep, wenn-er von einern
Einschreiten spricht, um einer Gemeingefahr, oder einer Bedrohung
seiner (des intervenierenden,Staates) Interessen zu begegnen oder auch,
wenn er sagt, es handle sich darum, der Gefährdung von allgemeinen
oder speziellen Interessen ent.ge-genzutreten;, hieran knüpft dieser
Schriftsteller noch die -interessante Bemerkung, daß diesfalls eine Jnter-
vention in demselben Maße legitim ist, als es ein Krieg wäre19). Zwei

Gesichtspunkte treten hier.hervor: Erstens die Unterscheidung zwischen. -

Intervention wegen Gemeingefahr und wegen eines Sonderinteresses, und
zweitens die, analoge Anwendung der Theorie vom gerechten Krieg auf
die Intervention dermaßen&quot; daß auch bei der, Intervention zwischen, be,

rechtigter oder gerechter und unberechtizter oder ungerechter Inter-,
vention unterschieden wird.&apos; Es fragt sich, ob es an: Stelle. des gewöhnlich.
behaupteten Prinzips des Interventionsverbots nicht. richtiger wäre zu

sagen,&gt; es gebe völkerrechtlich ebensowenig eine gerechte. Intervention,-
wie einen gerechten Krieg, denn bei der verbotenen Intervention steht

genau so, wie beim Krieg die Unabhängigkeit des einen -Staates der Un-

19)&apos; Gef. fc k en&quot;, a. a. 0., S. 133 f-; ähnlich, wenn auch nicht überall klar, Heffter,

Euröpäisches Völkerrecht, Berlin 1867, S. 207f.
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Kriegserklärungen der Westmächte und Kelloggpakt 19

abhängigkpit des andern. Staates gegenüber. Vielleicht wäre dies die

Lösung des Rätselsl das in dem viel zitierten Wort Talleyrands gemeint
ist: .Non-intervention est- un mot diplomatique. et dniginatique, qui signi-
fie peu pr la mAme. chose qu?interveptionz&apos;o),. Eine zweite, sich hieran
anschließende Frage sei hier ebenfalls nur kurz berührt: die Frage, ob
nicht innerhalb der Vorstellung vomIellum justum in dem Sinne, daß
zum Krieg,eben nur eine justa causa berechtige, noch ein Unterschied
zu Machen ist zwischen einerseits bellum justum überhaupt, a:Iso ein-
schließlich. z. B. des zwecks Durchsetzung eines Schadensersatz- oder
eines -sonstigen Rechtsanspruchs einzelner Staaten geführtem Kriegs,
und, auf der anderen Seite, dem,- vdn.Kant. als nichtrechtlich charakteri--
sierten belluni punitivum, dem Bestrafungskrieg, der vornehmlich

Kolle4tivaktion gegen den gemeingefährlichen Friedensstörer, im Grunde
als universale Maßnahme zu-verstehen wäre. Hinsichtlich dieses bellum

punitivum wird- nun, wenn ich recht sehe, mit einigem Grunde die&apos;Mei-

nung vertreten, da:ß bei Augustinus, dem ersten Verkünder der Lehre vom
bellum justum, wesentlich der Gedanke des Bestrafu.ngskrieges vorge-
waltet habe, der Strafe füt- verschuldetes Unrecht 2 1). Die Strafe aber steht
normalerweise und wohl&apos;auch &apos;im Rahmen der Vorsfe Ilung der Civifas Dei-
unmittelbar deni Staate zu, sie ist mehr als Kollektivmaßnahme gedacht&apos;
imGegensatz- zur bloßen Selbsthilfe&gt;, der mahals solcher eher iiidividÜali-
stischen Charakter beimessen kann. -Demgemäß wird in dem universalen -

System des Völkerbunds, das ja für die universal zerstörenden Methoden
der britischen Seekriegsführung und Kriegsausweitung konstruiert ist,
die Idee- der. Sanktion als Bestrafung -des Friedensbrecherg i. S. einer uni-&apos;
versalen Köllektivmaßnahme prä btendiert, und auch die Freiga e des

Kriegs nach Art 15 Ziff der Satzung hat immerhin
-

noch mittelbar,
kollektiven Charakter, indem- sie, kraft der- Ermächtigung durch das
Statut der Gemeinschaft, auf die kollektiv erteilteLegifimation des ein-

zelnen&apos;Mitglieds zum Kriege&apos;zuruckkommt., Der&quot;Kelloggpakt seinerseits
beschränkt sich in seiner nach demWillender Vertragschließendehzum

Präambel auf le&apos;ü &apos;teren&apos; Gedank &apos;de.rVertragsinhalt erhobenen -n. n letz

Freigabe des Kriegs, und zwar so, daß den an und-.für sich geächteten
(condemned) Krieg ausnah nicht verdammt, wenn er sich

gegen ein Mitglied richtet, das dem PaktezuWider. einen Krieg angefangen
hat.1 Die Septembernoten der Westmächte suchen den Gedanken der- I

A. G. Stapleton, Intervention and Non-Intervention or the Foreign Policy
of C;reat Britain frOm 1790 to 1865, London 1866, p.

Vgl. Regout, La doctrine de la guerre juste de Saint Augustin ä nos jours,
Paris 1935, S- 41-44und die Stelle bei Augustinus in Heptateuchum LibriVII, 6. Buch,_
io. Kap. (bei Migne, Patroi. Bd. 34, S. 78i): justa autem bella definiri solent, quae
uleiscuntur injurias, si qua gens vel civitas, quae bello petenda est, vel vindicare geglexerit
quod a suis improbum Iactum est, vel reddere, quod, per minria ablatum est.

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Bilfinger

kollektiven,
l

Aktion und der Sonderaktion zu verbinden durch Bezug-
nahme auf den Kelloggpakt, wobei die britische Regierung. noch hinzu-

fügt, der Abschluß ihres Beiständsvertrags mit Polen sei.eine dem

-.Geiste des Völkerbundspakts konforme Maßnahme gewesen.. -

Der Kelloggpakt vermeidet es im übrigen.,&apos;Bestimmungen darüber zu

treffen, unter werthen--Voraussetzungen ein Staat als Angreifer betrachtet
wird und,nicht vielmehr als ein Kriegführender, der lediglich einen legi-
timen Verteidigungskrieg, ein bellum justuin unternommen hat; diese

Frage. also überläßt der Pakt jedem Staat zu souveräner Entscheidung.
Demnach würde der Kelloggpakt, wäre er überhaupt ein Instrument

von rechtlich normierender Qualität, jedem Staat völkerrechtlich frei--

stellen., seine Sonderinteressen sub titulo,der irgendwie geltend gemachten
Lage der Selbstvetteidigung im Wege der berechtigten bewaffneten

Intervention wahrzunehmen.. Damit aber würde sich der Kelloggpakt
in sein Gegenteil auflösen&apos;:&quot; er würde den Krieg as an instrument of

natiönal.-policy, wie er sich&apos;in unverkenübarer&apos;Anspielung -auf das be-

kannte Wort von Clau,sewitzz2,) ausdrückt, nicht verbieten, sondern ge-
statten. In Wahrnehmung ihres besonderen Interesses an der Verhinde-

rung des Wiederaufstiegs Deutschlands. habenTrankreich und England
ihre bewaffnete Intervention durch Beistandsverträge mit Polen vor-

e für diese Aktion und für ihren im&apos;Zuge, dieserAktion zugunstenber itet,
ihrer Sonderihteressen unternommenen Angriff gegen Deutschland haben
sie sich auf eine universale Kundgebung, den Kelloggpakt, berufen, ein

Beweisgrund, welcher der Neigung Englands zur Identifizierung der

Weltinteressen mit den besonderen britischen Interessen günstlige
Chancen.,zu -bieten schien.

Wir sahen&quot; daßAer Kelloggpakt über den Umweg des bellÜm justuM
schließlich doch wieder zu, jenem anderen&quot; ebenfalls naturrechtlichen
Gedanken des Primats der Macht und. des,bellum. omnium contr&apos;a omües

Dieses Ergebnis de,r Kritik-des Paktes würde wem,ffstens.dannzurüükfu
dem Prinzip der,völkerrec4tIichen Gleichheit der Staaten entspr
wenn der Pakt Iür alle,Staateh gleichermaßen, im gleichen Umfang,

&apos; den status souveTaner Freiheit. der Entscheidung wahren würde. Leider

enttäuscht der Inhalt des Kelloggpaktes auch in dieser Hinsicht, wie sich

aus einigen seiner nunmeht zu besprechenden Vorbehalte ergibt.

- -) v. C 1a u s ewi t z, Vom Kriege i. Buch, i. Kapitel: Der Krieg ist nicht bloß

ein politischer Akt, sondern ein wahres politisches Instrument, eine Fortsetzung des

politischen Verkehrs, ein Durchführe
&apos;

desselben mit anderen Mitteln.
&apos;

Siehe ferner&apos;n

etwabeiv.Martens,Völkerrecht,deutscheAusgabevonBergbohm,Bg
S- 477: ;&gt;D* &apos;GescÜichte der Kriege beweist, daß sie weit häufiger um politischer Zweckele

willen, als wegen derTerletzUng conereter Rechte von! den Staaten unternommen worden

sind.
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Kriegserklärungen der Westmächte, und Kelloügpakt 11

Die Vorbehalte der Westmächte zum Kelloggpakt.
VOn dem Vorbehalt der Selbstverteidigung kann.Ihier abgesehen

werde#, weil er als solcher gleichmäßig für alle Vertragspartner als lex.
cöntractus vereinbart ist; die amerikanische Regierung hat dies in. ihrem
Rundschreiben vom 23. Juni 1928 an die erste Gruppe der vertragschlies-
senden Regierungen, darunter auch an die deutsche Regierung, aus-

drücklich bestätigt,&apos;mit dem für den vorliegenden Zusammenhang be-,
merkenswerten Beifugen, es,handle sich dabe&apos;l um ein natürliches Recht

jedes souveranen Staates, das bei jedemVertrage als selbstverständlich

1

vorauszusetzen sei23). Die mit Rücksicht auf den, universalen Anspruch
des Paktes zu erhebenden Bedenken beginnen aber bei den Vorbehalten,
die zugunsten der durch die Völkerbundssätzung und die Locarn07
Vereinbarungen vorgesehenen Lage auf Ansinnen 124) der französischen &apos;

-und der britischen Regierung zum Vertragsinhalt. gemacht worden sind,
allerdings unter ausdrücklicher Verwahrung der Sow etregiernng25).
Diese. Vorbehalte bedeuten, wie. die amerikanische Regierung selber in
dem er&quot;wähnten Rundschreiben vom 23. Juni 1928 zugibt, hi.nsichtlich..
der Locarnoverträ h m Grad h&apos; sichtlich des..,ge (üb auc in. gewisse in

Völkerbundspaktes) eine Verdöppelung der wesentlich. zuungunsten,
schDeut

&apos; lands, im, Sinne&apos; des status -quo Sicherungen; was

den,Völkerbun,dbetrifft,sohatdieamer&apos;ikanischeRegierungindemge- &quot;
:,

nannten Schreiben bestätigt, daß de&apos;r e Völkerbundsvertrag, eine Er,
mächti r s en zum,Kriegi zu schreiten,

-
gutig, unte gewi sen Umständ

enthalte 2,6). Beachtet man, daß *

-schon 0 iehnedi s die Ächtung des

Krieges Aurch.,den Kelloggpakt in Verbindung mit der in Art. io und&apos;i
des Völkerbundspakts errichteten Barriere2,7), gegen eine friedliche Re-

des territorialen stafus quo von: igig auf eine Verschlechterung
der diplomatischen Situation der im-Weltkrieg -unterlegenen Nächte
hinausläuft, so erscheint die besondere Sicherung dieses den Interessen
der MittelMächte einseitig.abträglichen Ergebnisses durch die erwähnten

Kellogg-Vorbehalte als eine Verletzung des Grundsatzes der gerechten
Gleichbehandlung.

Steht somit schon hinsichtlich des - Völkerbunds&quot; und des Locarno-
-7

23) Siehe Materialien zum Kriegsächtungspakt, S. 71, Ziff.&apos; i.

24) Ebenda, S. 21 und 47.
Ebenda, S- 70ff. Zur Ablehnung dieser Vorbehalte durch die Sowjetregierung

siehe die Note der Sowjetregierung &apos;vom, 31. August,ig?-8, ebenda S. i52,f.
z6 a. a., 0. S. 72, Ziff-, 2: 1... The Covenant can; it is,true, be constrUed as autho

rizing war in certain circumstances but it is an authorization and not a positive require

27) Siehe Bilfinger, VölXerbundsrecht gegen Völkerrecht, München 1938, S- 34
und in Recueil des Cours (AcaUmie de droit international), Bd. 63, Paris 1939, S. 220, 221.
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paktes der Privilegiezu&apos;ng der einen, Gruppe die-Diskri.minierung der

andern Gru.ppe,.nä,mlich der. einstigen Mittelmächte des Weltkriegs
gegenüber, so 3yird der Höhepunkt ungleicher&apos;Behandlung erreicht durch

-

das Zugeständnis, das England auf seine Note vom ig. Mai 1928, Ziff. io

hinsichtlich seiner *besonderen Lebensinteressen erreicht hat; schon hier

sei darauf hingewiesen, daß England diese, Forderung durch eine an-

zügliche Anspielung auf die Monroe&apos;doktrin unterstrichen hat. Die

britische Forderung lautet

Die Fassung des Artikel i macht es wünschensWert,(daß ich
daran erinnere, daß es gewisse, Gebiete auf der Welt gibt, deren Wohl-

fahrt und Unversehrtheif ein besonderes und lebenswichtiges Interesse
für unseren Frieden und &apos;unsere Siche,rheit &apos;darstellen. Die Regierung-
Seiner, Majestät hat. sich in der Vergangenheit bemüht, Klarheit darüber
zu schaff.en,.daß eine Einmischung hinsichtlich dieser Gebiete-von ihr

nicht geduldet werden könne; ihr Schutz gegen. J eclen. Angriff stellt für

das Britische Reich einen Akt&apos;der )ySelbstverteid.igung dar. Es muß

darüber völlige Klarheit herrschen,.daß die Regierung Seiner Majestät
in Gtoßbritannien den neuen, Vertrag nur annimmt, wenn, völliges Ein-
verstäridnis - darüber besteht, daß er ihrer Handlungsfreiheit in - dieser
Hinsichtkeinen Abbruch tut. Die Regierung der Vereinigten Staaten hat

vergleichbare, Interessen, hinsichtlich deren, sie. erklärt hat, daß sie jede
NichtachtunK. durch eine fremde Macht als einen:unfreunfflichen Akt.

betrachten würde., Die- Regierung Seiner M4esUt, glaubt deshalb,- daß-
-

sie&apos; mit ihrer Stellungnahme die. Absicht und Meinung der Regierung der

-Vereinigten Staaten wiedergibtz8)1.
Zu dem Wort Einmischung (interference)- ist zu bemerken,&apos; daß die

britische Regierung hier ein regionales eInterventionsverbot29) füt sieh

vindiziert, was sie aber nicht abgehälten,hät, ihrerseits im NamendeS

Kelloggpakts gegenüber Deutschland-dort zu intervenieren, wo Unzwe.lfel-

hafte besondere undleben Interessen D eu tsch 1 a nd s gegeben
wären,&apos; hinsichtlich nämlich des Räumsvon Danzig und,&apos;des Korridors

und des hierwegen zwischen Deutschland-und Polen entstandenen Streits.

Mit Recht hat das Schrifttum die einigermaßen verschwommene,-
jedenfalls aber&apos;-Weitg ii &apos;rpretation anreizendezu,ex&apos;tensiver,I te

Fassung dieses Vorbehalts bem-ängelt. Es ist klar,daß der britische Vorbe-&apos;,

halt&apos;sich nicht nur auf&apos; die hier vom Schrifttum meist herangezogenen
britischen Interessen in Ägypten 3 0), auch nicht lediglich auf gewisse, kon-

krete, Situationen grp mittleren&apos; und fernen Osten. bezieht, sondern, wegen_
der, eigenartigen Verknüpfung in der britischen&apos;Note mit dem Prinzip

grenzenlos ist.&apos;Als is &apos;*el für den.der &apos;Selbstverteidigung, sozusagen, e pi

28) &gt;Materialien, S. 48 und 49.

e)..C.. Schmitt, Völkerrechtliche Großraumordnung mit Interventionsverbot für

raumfremde Mächte, Berlin 1939, 34f.
30) Shotwell, War as an Instrument of Nati,on Renün.eiation&apos;in.

the Paet of Paris, 19,29, P.20I.
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Kriegserklärungen der Westmächte und Kelloggpakt 13

britischen Anspruch sei hier ein neuerer Fall berührt, nämlich das britisch-
italienischeAbkommen vom 2. Januar t937. In diesem Abkommen heißt
es u..a.,- daß die britische und die italienische Regierung anerkennen,

-

daß die Freiheit der Einfahrt in das, der Ausfahrt aus dem und der
Durclhfahrt durch das-, Mittelmeer ein lebenswichtiges &apos;Interesse sOWOhl
für die verschiedenen Teile des Britischen Reiches als auch:für Italien,
darstellt(OI).

Die italienische Regierung hat den&apos; Kelloggpakt am 15- Juni 1928, mit
der.Erklärung angenommen, daß sie von der Auslegung Akt nehme,
welche die amerikanische Regierung diesem Vertrag. in.der Note vom

23- Juni 1928 gibt; dort, heißt es, die amerikanische Regierung bleibe,
überzeugt,

daß keine Abänderüng des Wortlauts ihres Vorschlags für einen

vielseitigen Vertrag, über&apos; den Verzicht auf den Krieg notwendig&apos; ist, um
die berechtigten Tnteressen (legitimate interests) irgendeiner Nation zu

schützen32).
Jedenfalls, England wird, seine Kriege, &gt;auch insonderheif vom

Kelloggpakt her gesehen, imMer.als. Kriege ausgebe Es
wird dies versuchen und es hat dies auch in seiner Erklärung vom Sep-
tember 1939 durch&apos;die&apos; Bezugnahme auf den Kelloggpakt versucht

&apos;
ob-

wohl die Antwort die wir aus dem Rundschreiben der Vereinigten Staaten
vom 23. juni&apos;i928,erfahren, keine restlos&apos;klafe Akzeptie des&apos;briti-
schen Vorbehalts gegenüber dem Kreis:der übrig-en Signatare,des Paktes
darstellt. Man wird aber annehmen müssen, daß die Vereinigten Staaten
der Andeutung Englands, daß die Lage ebenso sei wie- die aus der Monroe-
dok-trin gegebene Situation, gefolgt sind und deshalb mit -dem Vorbehalt
einyer5tanden sind. Offen bleibt, ob das Einver,ständnis der übrigen
Signatare mit dieser Privilegierung soweit sie nicht wie, Rußland, wider&quot;,

e angenommen werden muß&quot; und offen ble
*

tspr&amp;h n haben. ib
- auch, ob sie

nicht i

e analoge KI4UseI:fi_,
nach Treu und, Glauben,. nunmehr eben ein

sich selbst, nach englischem Vorbild sub- titulo der Selbstv,,
inAnspruch nehmen dürfen. Die So efreg in ih&apos;

-
&apos;

t &apos;. pin -ieru,Wi ng hat rer No e-v

31- August&apos;1928 auf eine Reihe, von Mängeln, des Kellog k auf-gpa. tes

merksam gemacht:; sie hat u. a. angeregt&quot; daß der&apos; Päkt,. da. der - ]Aegriff
-Krieg&apos;zu&apos;eng sei, auf Intervention, Blockade und andere&quot;nicht fried-
liche Mittel wie Abbruch normaler friedlicherBeziebungen&apos;auszudehnen
sei, und sie hat sich schärfstens geg, den Interessenvorbehalt der briti
schen Regierunggewendet, den sie

enur als einen Versuch betrachten könne, den, Pakt selbst als ein.,
Werkzeug imperiali Politik zu benutzen33).

.- 31) Text nach einer Londoner Meldung des Deutschen Nachrichtenbür&apos;os vom

4- Januar 1937- Englischer Text siehe diese Zeitschrift, Bd. VII,&apos;S. ij0.
32) Materialien zum Kriegsächtungspakt, S. 88 f.&apos; und 74 f

M) -Materialien, S. 150-153.
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Die Kritik im Kreise, der gesetzgebenden Körperschaften und von

seiten des Schrifttums der Vereinigten Staaten hat sich, wie es, scheint,
nur vereinzelt gegen den britischen Vorbehalt gewandt. Schon die eigene,
durch die Monroedoktrin eben doch festgelegte Position g,emahnt hier,
den britischen Erwartungen entsprechend, sich mit der von England be-

anspruchten Sonderstellung abzufinden.; Venwick meint, es, sei schwer,
zu glauben, daß die amerikanische Regierung nuntnehr auf das Mittel des

Kriegs zur Verteidigung der Monroedoktrin verzichte, und,man dürfe

obwohl der Kelloggpakt die Monroedoktrin nicht, erwähne, doch an-

nehmen, daß diese implicite in jedem von den Vereinigten Staatenrati-
fizierten Vertrag (implicit in every treaty) vorbehalten sei. Im Anschluß

&apos;tellung wird von dem genannten Autor der britische Vor-an diese Fests

behalt gutgeheißen, wobei u. a. als Seispiel angeführt wird, dieEngländer
dürfen eine Kontrolle über,Afghapistan nicht,zulassen, welche indirekt

die Sicherheit des Britischen Reiches bedrohen oder seine Verteidigung
erschüttern könnte34).&quot; Der Senator- Reed hat.beinerkt,die Vorbehalte

betreffeild:den Völkerbundspakt und den&apos;Locarnopakt bedeuten eine

ten;,MächtenModifizierung-des Kelloggpaktes und sie gebenden beteilig
das, Recht..., Sanktionskriege 2 zu führen, ohne vorher die, Vereinigten

: Staaten zu -konsultieren, obwohl -diese Kriege nicht geführt werden

könnten, ohne die&apos; amerikanischen,1nteressen anzgtasten35) Über den
Kello Pakt als macht Re mit, nicht, zu ver-,offl
kennender. Spitze, gegen England die Bemerkung, der Pakt gleiche dem

trojanischen Pferd, in, dessen Inneres. man die,Doktrin vom Gleichgewicht
der Mächte hineingebracht habe mit dem Recht, für,die Aufrecht,
dieses,Gleichgewichts.Kriegzuführen,undzwardiesmitderZustimmung
Amerikas- züi einem, solchen Krieg36).

Edwin B or ch ard, und William. Potter L age stellen - die - &apos;Privile-
gierung Englands zum Kriegführen auf Grund: seines, Vorbehalts mit

folgenden Sätzen, fest:

The, vague and expansive lernis of the British prerogative cover

any part of the world in which Brifain has l&apos;a special and vital iht&apos;erest&quot;.

No such b claim to the right, to make war had ever before been

recognized&lt;.(37

34) Fenwiclk, War as an Instrunicent, of National &quot;Poliey, American Journal of

lüternational,,Law 1928, P., 92
35) Mand7eIsta.m, L&apos;Inter] du pa Briand-,Keilogg par les gouveriiements

et. ]es parlements des )Uats signataires, Paris 1934, S. 73f-, Cong. Rec.; Vol. 7o, Part 2,

1459-1461 (Jan. io, 1929),.&apos;P

-36) Mandel;stam, a. a. 0., S. 74 und Cong. Rec., VOL 70, Part 2, p.

11, 1929),.
37) Edwin Borcha rd und William Potter Lage; Neütrality for the-United,States,

New Haven 1937, P. 293.
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iv.

Versuche .,zur Aktivierung und Weiterentwicklung des

Kelloggpakts. Souveränität und Neutralität.

i. Eine Schilderung der hier in Betracht kommenden Vbrgange seit

dem Zustandekommen des Kelloggpaktes kann im -vorliegenden Zu-

sammehhang nur -unter Beschränkungauf einige Punkte versucht werden.
Im. ganzen ist zunächst. zu sagen, daß die.&apos; Vereinigten Staaten von. -

Amerika, die-federführende Großmacht im Kelloggsystem.&apos;an der briti-
sehen -und französischen Außenpolitik in dieser Zeit im wesentlichen

nichts auszusetzen fanden, während gegenüber anderen Mächten wie

Japan, Italien und Deutschland auf allerlei Weise, in Gestalt Von Rat-

schlägen, Warnungen, Verwahrungen, auch durch nichtamtliche Einfluß-

mittel eine Haltung vertreten wurde, die im Ergebnis einer faktischen

s n der armen, oder wegenAktivierung des Kelloggpaktes zuungun te

Übervölkerung auf den Erwerb von Siedlungsgebiet und auf wirtschaft-
liehe Expansion angewiesenen Nationen nahekommt. Auch die ameri-

kanische Neutralitätsgesetzgebung -seit 1935, die, unter Vorbehalt des

Kriegsbegriffes ä discretion der Regierung der Vereinigten Staaten, dazu
bestimmt ist, dieses Land entsprechend dem Geiste des Kelloggpaktes -&apos;

&apos;

:

aus Kriegen dritter Mächte, herauszuhalten, war im Hinblick auf die da

malige Seegewalt und Finanzkraft Englands- nicht imstande, etwaige
britische Xriegsgelüste zu dämpfen. Der universale Kelloggpakt, der aus

ursprünglich nur zweiseitigen, von Briand am 6. April 1927, dem j:o. Jah-
rest.ag des Eintritts der Vereinigten Staaten in. den Weltkrieg, begon-
nenen Verhandlungen herausge-&quot;yachsen ist 38), wirktals politische Realität,
nicht nur an,und für sich durch sein being, insoweit dem universalen

Völkerbund ähnlich&quot;&apos;autömatisch. gegen- die, Habeüichtse und für die.
sateierten Mächte. Vielmehr hat die Praxis gezeigt, daß, das Kellogg- -

system von den Vereinigten Staaten selber zugunsten der amerikanig

11 Ostasienpolitik gegen Japan intensiviert worden ist, und es haben die

Septembertage von 1939 einen Appell der von! Kelloggsystemb
beg#nstigten. Westmächte an den Kelloggpakt zugunsten ihres Angriffs-
kr&apos;ieg-es-g,ebracht,währenddie.Vereiiiigt-enS.taa-t,en&quot;dieseitigi8insechs
Fäll n. r nterventio4en durchgeführt habeti39),- sich erst Endee x
ji 6 bei. der Konferenz von Buenos Aires entschlossen, wenigstens den

Grundsatz. der Nichtintervention im, Rahmen des interamerikanischen

Staatenkrpises vorbehaltlos anzuerkennen40).Wenn es so im wesentlichen,

38)--Borchard-Lgge, a, a. 0., S. 289ff. übei die Geschichte der Entstehung de&apos;s
Kelloggpglctes.

39), Siehe die Rede des Führers vor dem Reichstag VOM,28. IV- 193

4- Siehe Friede, Die Interamerikanische Konferenz zur Sicherung des&apos;Friedens,
in dieser Zeitschrift Bd. VII, S. 353 L
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doch immer w.&apos; clie angelAchsischen Großmächte und Frankreich

gewesen sind, die als Nutznießer der Politik&apos;der Kriegsächtung auftraten

oder aufzutreten versuchten, so entspricht,das den Erwartungen,&apos;
die Kritik aus dem Prinzip de§ Kelloggpäktes. und- seiner&apos; die Ipteressen
jener Mächte privilegierenden Vorbehalte von vornherein folgern mußte.

Indem der Kelloggpakt durch die,&apos; bloße Ächtung des Kriegs einer-

seits die Fräge.nach den Wurzeln der Kriege unterdrückt, auf der anderen

Seite abers für den status quo der beati possidentes einsetzt, übertrifft
er anscheinend noch das Genfer System, das wenigstens mit einigen
Worten des Problems der Revision gedenkt. Der Kelloggpakt geht vor-

über an dem dynamischen Moment des Selbstbestimmung der

Völker, das, einst vom Präsidenten Wilson so nachdrücklich gefordert,
wenigstens in der Entstehungsgeschichte V) des Art., ig noch eine Art

gefunden hat.

r es bisher bestehenden,-t i

In derselben Richtung de Legitimität d erri-

..torialen status quo, tendiert deutlich die Stimson-Doktrin, der

politisch bedeu..tsamste Versuch, der zur Weiterentwicklung des Kellogg-
Systems gemacht worden ist.. Diese Doktrin ist zunächst als einseitige
Forderung mit Bezug auf die. Lage der amerikanischen Interessen in der

Südmandschurei von der Regierung der Vereinigten Staaten in einer

Note des Staatssekretärs Stimson, vom 7- Januar 193:2 42) an China und

Japan aufgestellt worden. Die Note liest, sich trotz ihres-konkreten
lasses und Gegenstandes weithin wie die Verkündung eines allgemein&quot;

sie stellt einen Vorgang dar, deriültigen völkerrechtlichen Grundsatzes,
sich von der ja immerhin regional begrenzten Monroe-Doktrin. durch seine

universale Prätensiop unterscheidet. Dieser Charakter der Note Stimsons
wird am: besten, durch den S,chlußsatz beleuchtet:

the American Government does not intend to recognize any
situation, treaty or agreement which may be brought about by means

contrary fo the covenänts and, obligations of the Pact of Paris of August
27, 1928, to which treaty both China and Japan, as *ell as the United
SfatAs, are parties.

sHiernach beruhf die er Versuch der Erweiterung, und Intensivierung des

Krieg-sachtungsprinzips darin, daß der Kellö akt, der Sanktionen99p
durch Gewalt&apos;nicht kennt, eineArf von Sanktip.&apos; erl..ialten soll durch die

oder eines Vertrags oderNichtanerkennung jedweder faktischen Lage-
einer Verständigung, die zustandegebrachtword sind durch Mittel, die

geg, die Verpflichtungen des Kelloggpaktes verstoßen, eines.Paktes,
zu dessen Partnern - wie 4ie Note noch hinzufügt - sowohl China und

1- &quot;, ,.Tapan wie die &apos;Vereinigten .Staaten gehören. Da&apos; der .63, Si na.tare, um-g
--fa&apos;5sende KreisdesKelloggpa teseipuniversalerist&apos;soka&apos; ik nn

41) Siehe Bö-hmert, Der Art. ig der Völkerbundssatzung,Kiel&apos;934&quot;S-8ff.
42) Wortlaut bei von Gretschaninow, Politische Verträge1, -1936, S. 325 Anra. i.
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gebung -gegenüber China.und Japan, nur als ein einseitiger partik-ularer
Versuch erachtet -werden, eine Ausdehnung des Prinzips de Kellogg-,
paktes einzuleiten.

Der nächste Schritt ist. die Resolution der Völkerbundsversammlung
Vom II- März 1932-, in welcher die Stimson-Doktrin -gebilligt wird; es

heißt daselbst:

... que les Meinbres de la Soci6t6 des Nations sont tenus de ne

jon, aucun trait6 et aucun accord qui po rrg entreconnaitre aucune situat* u i
I

I

Atre obtenus par des moyens contraires au Pacte de la Soci des&apos;Nations
ou au Pacte de Paris43).

.II Nun hat Staatssekretär Stimson alsdann in einer vor dem Courfcil of

the Methodist Episcopal,Church, also vor-,eine.m nichtamtlichen Forum

am 26 Oktober 1932.gehaitenen Rede44) ausgeführt, es sei die in der

Januar-Note angekündigte Politik der Amerikanischen Regierung, die,
Früchte eines in Verletzung des Keiloggpaktes geschehenen Angriffs
nicht- anzuerkennen, durch den erwähnten Beschluß der Völkerbunds-

versamMl-ung_gebiliigt worden-und ebenso auch von allen ig neutralen,
Nationen der westlichen Halbkugel anläßlich des Bojivien-Paraguay-
Streits; die Doktrin sei damit, .&quot;soweit eine förmliche und allgemeine An-
nahme dies bewirken könne, ein anerkanntes Prinzip des internationalen

Rechts und der- internationalen Praxis geworden. Der
- Redner hat hier.

also.versucht, nach seinen eigenen Worten, ei#e konkrete Tendenzder

Politik seines Landes in den Rang eines neuenIGrundsatzes des allge7
meinen Völkerrechts zu erheben, ein Verfahren, das. an die einseitige Er-

hebung, der politischen. Monroe-Maxime zum Rechtsgrundsatz erinnert;

4ieses&apos;Verfahren konnte auch dadurch-nicht sanktioniert werden, daß der

partikuläre Rumpf-Völkerbund die Stimsoti-Doktrin gutgeheißen haf45).
ES ist kaum nötig, daran zu, erinnern, wie negativ inzwischen der

wirkliche Erfolg des inhaltlich so problematischen Nicht-Anerkennungs-
prinzips in der internationalen Praxis gewesen ist. Aber, zwei andere.,
soviel ich sehe, bisher nicht ausreichend hervorgehobene Fragen seien,

hiergenannt:.WelcherZeitpunktsollnuneigentlich&apos;I I

Anerkennungsprinzip meh.rmals in partikulärem.Rahmen behauptetund
nachdem es dann hinterher von der Staatenpraxis, z..B. im Verlauf des

-A-bessinienfälleS46), schließlich doch desavouiert worden ist, für den

4.3) S. D. N., Journ. Off. suppl.:sp. Nr. igi, S. 87; diese Zeitschrift Bd. III, Teil -,

S.604-
- 44) vonGretschani,now,a.a.-0.,S.257;

vor dem Couneil on Foreign Relations mit Hinweisen auf die Note vom 7. Januar
-und (siehe oben) auf den zustimmenden Beschluß der-Völkerbundsversammlung,

.45) ÜberdierechtlicheNicht-Verb,indlichkeitderS
Wallwitz, Die Annexion Abessiniens und die Liquidation des abessinischen Konflikts&gt;
in dieser Zeitschrift Bd. VII. S. 61-63. I

1-

46) Vgl. v. Nostitz-Wallwitz, a. a. 0., S. 6o-66.

Z. ausl. Öff. Recht u. Völkerr. Bd. X. 2
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Bilfing&apos;er

Beginn: seiner, Geltung in&apos; Betracht kommen, und, ferner: Aus&apos;welchem

vernünftigen Grund. soll alsdanngerade mit diesem Zeitpunkt die durch.
Gewalt nicht mehr antastbare Stabilität der Verteilung der Welt be-

nen? Es will nicht. einleuchten, weshalb, von älteren britischen` undgin
französischen Erobeiungskriegen ganz abgesehen, gerade zum Beispiel
-die Erwerbungen der Vereinigten Staaten im Kriege gegen Spanien, die

gewaltsame Besetzung t die debellatiound Afinexion,der Bgyp ens uren-

repÜbliken&apos;, die Erwerbun92 Birmas durch England, weiter die unver-9
nünftigen und ungerechten territorialen Regelungen der&apos;Pariser Vorort-
diktate von igig und so vieles andere mit dem Vorzugsrechtstifel des legi-
timen Besitzes ausgestattet sein sollen, nicht aber das nach jenem-Zeit-
punkt Erworbene. Es zeigt sich hier ein Parallelismus der Mängel der9
Kellogg-Stimsqn-Lehre mit dem System der Garantie des starren status
quo *von, Versailles.

Kann nach alledem. die Stimson-Doktrin, ebensowenig wie der

Kelloggpakt juristiSch ernSt47) genommen werden, so lassen andererseits
die Botschaften des Präsidenten Roosevelt an den Führer und an den
Duce vom 14./1,5.. April 193948), ferner die auf diese Botschaften Bezug
nehmenden weiteren Botschaften Rooseyelts vom 2-3. -&apos;bzw. 24. August
1939 an den Fübrer und an den König von-&apos;ltäliep49) keinen Zweifel daran -

übhg, daß die Kello auggpaktt--Politik sich
&apos;

f einer Linie- bewegt, die den

von den Westmächten&apos; geltend gemachten besonderen Interessen ZU7

geneigt, ist. Die Vermutung läßt sich nicht von Hand weisen; daß
England und Frankreich durch&apos;diese Stellungnahme,derumerikanischen
Regierung sich ermutigt --fühlten, ihren Angriff auf Deutschland auf- den

Kelloggpakt zu gründen. Es hat sich also - um an das von dem ameri-

- 47) Daß es Stimmen gibt, die dem Kelloägpakt eine unmittelbar verpflichtende, das

Wehrrecht aller Staaten durchbrechende Rechtswirkung beimessen&apos;l soll hier ni,cht ver-:

schwiegen werd Wir finden bei Wehberg, Die Ächtung des Krieges, Berlin 1930,
S. iii, die Meinung, eine Folge des&apos; Kelloggpaktes sei es u. a., edaß fortan im Falle eines

Angriffskrieges die Bürger aller Staaten, die den-Kelloggpakt ratifiziert &apos;haben, berechtigt
und verpflichtetsind, den Kriegsdienst zu verweig,erne.

48) Jn-deutscherÜbersetzung in-denMonatsheften für Auswärtige Politik, VI. jahrg&quot;,
1939, $. 459ff-

49) Brit. Blaubuch,&apos; Miseellaneous No..q (1939), Cind. 6io6 (Documents concerning
German-mPolish ]Relations), S. 182, Nr. 122, Schreiben des Präsidenten der USA an den

König von Italien vom 23.8. 1939: On the 14th, April last 1 suggested, in essence,

an understanding that no armed forces should attack or invade the territory, of any
other independent nation, and that, thig being assured, discUssions should be untertaken
to seek -progressive relief from the burden of armainents Ebenda S. 183, Nr. 124,
Botschaft des Präsidenten der USA, an den Führer vom 24. &amp; 1939 The people of

the United States are as one in their opposition to policie§ of military-conquest and

domination. Vgl. dazu die Stelle in der Rede des Staatsgekretärs Sitinison vom 8. August
igg2 die davon handelt, d43 das Urteil, der öffentlichen Meinung eine Sanktion sei, die

zur stärksten Sanktion der Welt gemacht werden könne. Wortlaut siehe v o n Gre t s cha -

n n ow, a. a. 0., S 265.
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kanischen Senator Reedgebrauchte Bild&apos;zu- erlinnern-,5o) =,.die Tür des

trojanischen Pferdes. geöffnet, -damit England einen gerechten, Krieg
um die Aufrechterhaltunjg des Gleichgewichts der Machte, so wie es- eben

England versteht, also, um die -Auftechterhaltung der britischen, Vor-

herrschaft, i&gt;mit Zustimmung Amerikas# führen kann.
Noch sei zweier von privater Seite unternommener Versuche&apos;zur

Ausgestaltung des&apos;Kelloggpaktes gedacht. Am io. September 1934 hat
die International Law Association in Budapest einen Entwurf von

.7 Punkten angenommen, die im wesentlichen auf. der, Grundlage des
bellum iustum-Prinzips des Kelloggpakts zu Lasten des - Staats, der diesen &apos;

Pakt verletzt&apos;, die Aushöhlung des Grundsatze der Neutralität und die
Annahme des Grundgedankens des Stimson-Prinzips empfehlen51). In
ähnlicher Richtung und mit besonderer Berücksichtigung der Chancen
der britischen, durch Art. 16 des Völkerbundspakts begünstigten See-
und Wirtschaftskriegsführung gegen den Angreifer,bewegen sich die
16 Artikel des privaten&apos;Entwurfs über die Rechte und&apos;)Pflichten der
Staaten im Falle der Aggression5 vorbereitet von dein Research in

International Law of the Harvard Law Scho61.
2.. Entsprechend dem Vorgang des nun durch das Urteil der Ge-

schichte entlarvten Völkerbunds-h# auch der:Kelloggpakt Versuche de&apos;-,
Schrifttums ge.2, aus dem Pakt Konsequepzen im,Siüne einer Ver4

änderung des Standes, des, allgemeinen Völkerrechts, zu ziehen.

1)ie-,wiewirsahen,ineiniger.HinsichtmitdemKellogkpaktg(
verwandte Liga der Nationen mußte freilich die schmerzliche Erfahrung
machen, daß. der von ihr eingesetzte Ständige Internationale Gerichtshof---
die Versuche der Völkerbundssatzung und -des Versailler Diktats, den
Grundsatz der Souveränität53) der Staaten und den daraus abge-
leiteten Neutralitätsgrundsatz, auszuhöhlen, sowohl.unmittelbar
wie mittelbar desavouiert hat.. Unmittelbar:. In dem betühmten Satz,
des Gerichtshofs,in seiaem Gutachten VOM 23- Juli 1923, betr. den Ost- `

f J

karelich-Streit zwischen Finnland und Rußland, wo gesagt ist:

50) Vgl. oben S. 14-

51) Siehe von Gretschaninow, a..a. G., S. 26o-262 (dort auch weitere 14aterial-
-aiigabe).

52), Siehe American journal of International Law,.&apos;vOl. 33, See. 2, No, 4: Oktober

1939; dazu den Bericht, von v. H a ge ns in dieser Zeitschrift Bd. IX, S
- 944 ff

53) IchsetzeinÜbereinstimmungmitdei7vonAnzilottiinseinemSondergutachten
im Prozeß über die österr.-deutsche Zollunion vor dem StIG, ausgesprochenen Meinung, 1&apos;

daß im politischen Völkerrecht die Ausdrücke Souveränität und Unabhängigkeit gleich-
zusetzen sind, im folgenden in diesem Sinn beide Ausdrucke gleich. Die betr. Stelle
lautet: L&apos;ind6penclance ainsi compr.ise. n&apos;est, au fond, *quer la condition normale des
] d&apos;apr le droit international: elle peut 8tre aussi-bien qualifi6e comme sativeräinetd
(su potes.las) ou souverainelg ext si Fon entend par cela que l&apos;I na au-

dessus de soi aucune autre autorit6, si ce n&apos;est celle,du.droit.interiiatiönal. Publ: Serie

A/B Nr. 41, S. 57-.

2*
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Cette r ne fait du reste que reconnaitre et apphquer un
prmcipe qui est ä la base m8me du droit international: le prixicipe de

l&apos;ind6pend.ance des Etats54).

Mittelbar&quot; In dem Sondergutachten der beiden Richter AnZilotti und
M. Huber in Sachen des Dampfers Wimbl.edon vom 17. August 1923 wird
ausgeführt:

La libert6 d&apos;un Etat de suivre la voie qui lui parait la mieux

appropr&apos;i6e aux. exigences de sa securite et au. maintien de son int6gri.t
est si essentielle que, dans le doute, des clauses conventionnelles ne sau-

raient Atre interpr6t6es comme la limitant, quand bien mAme ces cläuses

ne sopPoseraient pas ä pareille interpr6tation il nous seinble difficile

d&apos;admettre qu&apos;on ait voulu &amp;fendre ä l&apos;Allemagne -de prendre les mesures

n6cessaire.s pour sauvegaTder les int suprAmes qui peuvent Atre en

jeu pour elle en cas de guerre et de,neutr,alit6, tandis qu&apos;on lui aurait

formellement reconnu le droit de, prendre les mesures neces pour
faire respecte&apos;r ses&apos;.r de&apos; police etc., c&apos;est-ä-dire pour pro-

t des, inf6rAfs relativein moindres55).

Durch die Feststellung des Gerichtshofs im -Ostkarelien-Fall wird der

,-unbestrittene Rechtsgrundsatz -bestätigt, daß das Prinzip der Staaten-

souveränität die Grundlage sei, auf der sich das moderne Völkerrecht
aufbaut-; in dem-selben Sinn hat Anzilotti die Souveränität als den

normalen Stand.der Staaten nach dein internationalen Recht charakte-

risiert. Die Folgerung aus-,der Souveränität- auf&apos;die Neutralität wird,in
dem ä,ngeführten Spndergutachten im Wimbledonfall gezogen. Dort- ist,
erstens, der Inhalt der Souveränität zutreffend bezeichnet als die Freiheit
des&apos; Staats, dem Wege&apos;zufolgen, der ihm als der am besten den Forde-

rungen seiner Sicherheit und der Aufrechterhaltung seiner&apos;Unversehrtheit
angepaßte Wegerzweitens, ist die Rede von den, höchsten
Interessen, die im&apos;Falle des Krieges undder Neutralität auf, dein Spiele
stehen; die Geltendmachung der hochsten Interessen ist aber nichts -,

anderes als die freie Geltendma der Souveränität des normalen

Staates, sei es nun hier durch Krieg oder durch Teilnahme am, Krieg
oder&apos;durch Beibehaltung oder -Preisgabe der&apos;Neutralität.

Es kann besondere Rechtsverhältnisse und partikuläre vertragliche
Regelungen des, positiven Völkerrechts geben, in denen gewisse Ein-

-In. änku. ge&apos; sta,--

enthalten sind; diese Sopderstellungen können aber nicht zu universalem

Völkerrecht erhoben, werden dermaßen, daß durch sie die souveräne

FreiheitderEptscheidungendritterStaa
könnte oder, konkret gesprochen, daß auf diese Weise&apos; der universale

Grundsatz der Neutralität beseitigt, werden könnte. Hier ist der Punkt,
an welchem.das Institut des Ständigen&apos;Inter-nationalen.Gerichtshofs,-

54)..Publ, S6rie B Nr. 5, S. 27.

55) Publ. S6rie A Nr. i, S. 37, 38-
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wenn auch nur mittelbar und: sozusagen passiv, im Zusammenhang mit
dem gegenwärtigen Krieg seinen größten Beitrag zur KlarStellung der
wirklichen Fundamente des geltend-en Völkerrechts, geleistet hat.

.Die Westmächte und ihre, zusammen mit ihnen am Kriege teil-
nehmenden Vasallen haben sich in den ersten Wochen desSeptember 1939
für die aus dem gegenwärtigen Krieg entstehenden Streitigkeiten von der
Klausel losgesagt, durch deren Annahme*sie sich seinerzeit der Gerichts-
bärkeit des Ständigen Internationalen Gerichtshofs unterworfen hatten 56).
Die Westmächte haben dies getan, weil sie die aus dem allgemeinen un-

geschriebenenundgeschriebenenVölkerreclitgeg
der Neutrale.n nicht respektieren wollten und weil sie be-

fürchteten, daß der Gerichtshof ihnen auf diesem Wege
nicht folgen würde, da ja ihr Krieg kein Völkerbundskrieg war. Daß
vollends der Kelloggpakt von dem Haager Gerichtshof in dem Sinne eines

Freibriefs für die britische Kriegführung ausgelegt werden würde, haben
die Westmächte nicht erwarten können und nicht erwartet. Denn der

Kelloggpakt vermeidet ja die Aufnahme, einer SanktipnsklauseL, und
I

daher auch jedwede Bestimmung, welche das Prinzip der Neutralität&apos;un&apos;d
die Regeln des Kriegsrechts über das Verhältnis der Kriegführendeü&quot; also
des Aggressors oder seines Gegners, zu den Neutralen berühren könnte.
Keine Auslegung des Paktes ist annehmbar, die auf die-Zulassung einer

Befugnis zur Intervention entgegen dem Grundsatz der Nichtintervention
oder auf eine Preisgabe der Kategorie der Neutralen hinauskommen
würde. Eine solche Auslegung ware überdies noch von dem besonderen

Gesichtspunkt der interamerikanischen Staatengruppe aus, betrachtet
unannehmbar; im ersten Absatz des Art. i des Zusatzprotokolls der Kon-

I

ferenz von Buenos Air-es ig i36 über d e Nichtinterventiön wird erklärt:
#The High Contracting Parties declare inadmissible the intervention

of any one of them, directly or indirectly, and for whatever reason, in the
internal or external affairs of any other of the Parties#57)&apos;.
Dieser klaren Rechtslage gegenüber mussen -alle Anläufe versagen,

die in den. letzten Jahren namentlich von der englischen Völkerrechts-
wissenschaft unternommen worden sind, um mit Hilfe des.Kelloggpaktes
neut&apos;ralitatsfeindliche, paninterventionistische Lehren. juristisch zu unter-

&apos;jene Lehren, die dazu bestimmt sind, die .britischen Methoden der

Einkreisung, Kriegsausweitung und einer zum Nutzen britischer Sonder-

interessen und zuwider dem allgemeinen Völkerrecht gehandhabten See-
und Wirtschaftskriegführung zu legalisieren, Brierly sagt, es sei-, eine

56)&quot; Hieruber Graf Moltke in dieser Zeitschrift Bd-,IX, S. 36off. -

I

Vollständiger Text siehe ift ferner ebenda S.-diese Zeitsährl Bd.XII, S-&apos;4z 345 ff

die Abhaiadlung von Friede, .Die Interamerikanische Konferenz zur Sicherung des,

Friedens (S- 345 ff
-,

insb. S. 346 über Niehtintervention und S., 34 -354 über die inter-

amerikanische Neutralitätspolitik).
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Bilfinger

klare Folgerung aus dem Kelloggpakt, daß es im Falle eines entgegen dem

Kelloggpakt entfachten Krieges keine Neutralitätsrechte (neutral rights)
gegen den unschuldigen kriegführenden Staat (lies: England) geben
kOnne58). Ähnlich fragt McNair im Hinblick auf die angebliCh&apos;gleich-
mäßige Haltung Amerikas gegenüber dem Angreifer und seinem Opfer
im Abessinienstreit: ob es zuviel sei zu erwarten, daß im Falle eines offenen

Bruches des Kelloggpakts &apos;die für diesen Pakt zusammen mit Frankreichp
verantwortliche amerikanische Regierung&apos;einen solchen Bruch durch ein

Abgehen vom traditionellen Neutralitätsrecht beantworte und ihre

Bürger vom Handel mit dem protlaimed aggressor abhalte 59). O&apos;p p e n -

heim-*Lauterpacht endlich meinen, da der Ausbruch eines Krieges
unter der gesetzlichen Herrschaft des Kelloggpaktes nicht länger ein Vor-

gang sein könne, der nur die beiden Kriegführenden allein angehe, seider
Einfluß eines solchen Vorganges auf dritte Staaten nicht automatisch auf

die reine und einfache Neutralität beschränkt, sondern, wenn der Kriegs-
ausbruch in.Verletzung des,KellOggpaktes geschehen sei, so sei das eine

Verletzung der Rechte aller anderen Signatare und es könnten diese daher

Repressalien wie Maßnahmen, der Diskriminierung, der Exportsperre und

sonstige Maßnahmen gegen den Schuldigen ergreifen, oder sie könnten auch

sich ohne Widerspruch solchen Maßnahmen seitens des Unschuldigen
(lies: &apos;England) unterwerfen, die sonst ungesetzlich wären 6o).

Genug, überall zeigt sich hier der Wetteifer englischer Stimmen, auf

Umwegen,&apos; aus &apos;dem Kello
&gt;

pakt schließlich doch jenen Freibrief für die991
britische See- und Handelskri gegen die Neutralen herauszu-

holen, den die amerikanische Regierung von 1927/28 im Kelloggpakt
gerade nicht ausstellen wollte.,

Das allgemeine Völkerrecht gibtl wie wir gesehen haben, keine Mög-
lichkeit de jure, einen gerechten Krieg,zU führen oder eine i)berechtigte
Intervention zu unternehmen. Vielmehr überläßt es dem souveränen

Staat, kraft seines nIls ad bellUm, d. h. kraftseiner freien Befugnis zur

Entscheidung über die Art der Wahrnehmung der eigenen Lebensinter-

essen Krieg zu führen oder ausdem der Neutralität heraus-

zutretenund.sich-soindenKrieghineinzubegebdn;imletzterenFallist
der betreffende Staat eben nicht mehr neutral und er hat keinen Anspruch
mehr auf Einhaltung der, Regeln, die&apos;gegenüber neutralen Staaten als

58) Brierly&quot; Some Implications of ihe Pact of Paris, j3ritisli. Yearbook of Inter

national Law, 1929, p. wo.

59) X cN a i r in der Abhandlung Collective Security in British Yearbook of Inter-

national Law 1936, p. 162f.

69) Oplienheim-Lauterpacht, International Law Bd. II, S. 517 f. Die Stelle

stimmt in ihrer Tendenz überein mit dem ebenda Bd. 1, S. 252f. behaupteten allgemeinen&apos;
Intetventionsrecht der Staaten gegenüber einem Staat, der die allgemein anerkannten

Regeln des Völkerrechts verletzt hat, wenn,,ich -recht sehe, -findet sich diese -,These in

\_älteren Auflagen, z&apos;. B. Oppenheim-Poxl i92o, Bd. I, S. 249f., nicht..
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Kriegserklärungen, der Westmächte und Kelloggpakt

solchen gelten. Wenn England und Frankreich es für gut fanden, Deutsch-
land mit Krieg zu überziehen, und wenn Norwegen, Holland, Belgien auf
die Karte der_Westmächte gesetzt haben und aus ihrer neutralen Stellung
herausgetreten sind, so. ist es nicht Sache des Völkerrechts 61) wohl aber

allerdings,der Geschichte 62,), festzustellen,&apos;wer der Aggressor war, der
für die Katastrophe verantwortlich ist. Die,Geschichte hat ihr Urteil ge-
sprochen.&quot;.,linde,m sie die unbestrittenermaßeii an dem Diktat von Ver-
sailles Schuldigen mit der Verantwortung für die von-&quot;ihnen. entfesselte

-Katastrophe von 1939 belastet hat, mit, nach der Ausdrucksweise der
Presse der Westmächte, der Fortsetzung, des Krieges von 1914. Die Ge-
schichte hat die Westmächte weiter belastet mit der Schuld an der Fort-

set.zung des Krieges seit dem Fried.ensangebot des&apos;Führers vom 6.. Ok-
tober 1939 und sie hat England allein belastet mit, der Schuld an der Fort-

setzung des Krieges seit dem ig. Juli 1940, trotz der Mahnung des Führers
-an England zur Vernunft:

Wenn schon die Frage, ob gerecht oder ungerecht, an das Welt-,
-

gewissen gestellt wird, so wäre es ein schlecht angebrachter Formalismus,
nur nach dem ungerechten Krieg-im Sinne eines irgendwie definierten

Kriegsbegriffes und nicht vielmehr auch,noch weiter zu fragen nach der

ungerechten Fortsetzung eines Krieges und nach seiner Beendigung durcb
einen ungerechten Frieden.

..Das Beispiel des Mißbrauchs des auf den bellum justum aufgebautep
-Kelloggpaktes durch die WestmäChte&apos;b der Eröffnung ihres&apos;krieges

p
von 1939 - ein zweiter Versuch nach dem ersten, nämlich der Belastung
,Deutschlands mit der Schuld am Weltkrieg im Diktat von Versailles
hat gezeigt, daß die bellum justum-Re.chtslehre dem in Wahrheit Schul-
digen zum Wegweiser, dem in Wahrheit Unschuldigen zum&apos;FallstriCk&apos;63)
werdenkann. Es wurde, dargetan, wie mittels,der Vorbehalte des Kellogg-
paktes gerade die zur Aufrechterhaltung und, Mehrung der englischen
Weltmacht geführterr Kriege, zu gerechten, Kriegen gestempelt werden

-können, und weiter, wie gegebenenfalls Kriege fürdie Durchsetiung der, ; &quot;

-Monroelehre denselben VorzUg, beanspruchen, endlich, wie im Zuge dieses

auf die-&apos; bellum-jUstum-Lehre gestützten IM ehälismus der Versuchp

-

unternommen wird, das, Prinzip der Neutralität auch- dogmatisch aus-

zuhöhlen zu Ungunsten der Mächte, die nicht zum britisch-französisch-
amerikanischen Interess.entenkreis gehören.

611) Den! Sinne nach ähnlich C Schmitt, a. a. Ö. S, 40-

6z) Vgl&apos;. die Berichte über die Unterredung zwischen dem deutschen Außenminister

und dern französischen Botschafter vom ä. September 1939, Deutsches Weißbuch 1939 -

Nr. 2,&apos;S. 320 (Nr. 481), französisches Gelbbuch S- 344 (Nr. 367).
63) Äußerung von Austen Chamberlain, siehe Bilfinger, Die russische Definition

4es Angreifers, diese Zeitschrift Bd. VII, S. 492-
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